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Drucksache 3276 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(6. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über den Schutz des 
Arbeitsplatzes bei Einberufung zum Wehrdienst und die 
Eingliederung entlassener Soldaten in einen Zivilberuf 
(Arbeitsplatzsdiutzgesetz) 

- Drucksache 3117 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Schneider (Bremerhaven) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1, den Gesetzentwurf — Drudesache 3117 — in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung mit der 
Übersdirift „Entwurf eines Gesetzes über den Schutz des Ar- 
beitsplatzes bei Einberufung zum Wehrdienst (Arbeitsplatz- 
schutzgesetz)“ anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Eingaben für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 2. März 1957 


Der Ausschuß für Verteidigung 

Dr. Jaeger Schneider (Bremerhaven) 
Vorsitzender Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über den Schutz des Arbeitsplatzes bei 
Einberufung zum Wehrdienst und die Eingliederung entlassener 
Soldaten in einen Zivilberuf 
(Arbeitsplatzschutzgesetz) 

“ Drucksache 3117 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 
(6, Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über den Schutz des 
Arbeitsplatzes bei Einberufung zum Wehr- 
dienst und die Eingliederung entlassener Sol- 
daten in einen Zivilberuf (Arbeitsplatzschutz- 
gesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Grundwehrdienst und Wehrübungen 

S 1 

Ruhen des Arbeitsverhältnisses 

(1) Wird ein Arbeitnehmer zum Grund- 
wehrdienst oder zu einer Wehrübung einbe- 
rufen, so ruht das Arbeitsverhältnis während 
des Wehrdienstes. 

(2) Der Arbeitnehmer hat den Einberu- 
fungsbescheid unverzüglich seinem Arbeit- 
geber vorzulegen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über den Schutz des 
Arbeitsplatzes bei Einberufung zum Wehr- 
dienst (Arbeitsplatzschutzgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Grundwehrdienst und Wehrübungen 



(1) unverändert 


(2) Der Arbeitnehmer hat den Einberu- 
fungsbescheid unverzüglich seinem Arbeit- 
geber vorzulegen. Verpflichtet sich der Ar- 
beitnehmer während des Wehrdienstes, ver- 
längerten Grundwehrdienst zu leisten, so 
hat er dies unverzüglich seinem Arbeitgeber 
mitzuteilen. 
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Entwurf 

(3) Ein befristetes Arbeitsverhältnis wird 
durdi Einberufung zum Grundwehrdienst 
oder zu einer Wehrübung nicht verlängert; 
das gleiche gilt, wenn ein Arbeitsverhältnis 
aus anderen Gründen während des Wehrdien- 
stes geendet hätte. 

(4) Wird der Grundwehrdienst oder die 
Wehrübung vorzeitig beendet und muß der 
Arbeitgeber vorübergehend für zwei Perso- 
nen am gleichen Arbeitsplatz Lohn oder Ge- 
halt zahlen, so werden ihm die hierdurch 
ohne sein Verschulden entstandenen Mehrauf- 
wendungen von der Bundeswehr auf Antrag 
erstattet. 

§ 2 

Kündigungsschutz für Arbeitnehmer 

(1) Während des Grundwehrdienstes oder 
während einer Wehrübung darf der Arbeit- 
geber das Arbeitsverhältnis nicht kündigen. 

(2) Vor und nach dem Wehrdienst darf der 
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis aus Anlaß 
des Wehrdienstes nicht kündigen. Muß er aus 
dringenden betrieblichen Erfordernissen (§ 1 
Abs. 2 des Kündigungsschutzgesetzes) Arbeit- 
nehmer entlassen, so darf er bei der Auswahl 
der zu Entlassenden die Einberufung eines 
Arbeitnehmers zum Wehrdienst nicht zu des- 
sen Ungunsten berücksichtigen. 


(3) Das Recht zur Kündigung aus wichti- 
gem Grunde bleibt unberührt. Die Einberu- 
fung des Arbeitnehmers zum Wehrdienst ist 
kein wichtiger Grund zur Kündigung; dies 
gilt im Falle des Grundwehrdienstes nicht für 
unverheiratete Arbeitnehmer in Betrieben 
mit in der Regel fünf oder weniger Arbeit- 
nehmern aussdhlleßlich der Lehrlinge, wenn 
dem Arbeitgeber infolge Einstellung einer 
Ersatzkraft die Weiterbeschäftigung des Ar- 
beitnehmers nach Entlassung aus dem Wehr- 
dienst nicht zugemutet werden kann. Eine 
nach Satz 2 zweiter Halbsatz zulässige Kün- 
digung darf jedoch nur unter Einhaltung einer 
Frist von zwei Monaten für den Zeitpunkt 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
(3) unverändert' 


(4) Wird der Grundwehrdienst oder die 
Wehrübung vorzeitig beendet und muß der 
Arbeitgeber vorübergehend für zwei Perso- 
nen am gleichen Arbeitsplatz Lohn oder Ge- 
halt zahlen, so werden ihm die hierdurch 
ohne sein Verschulden entstandenen Mehrauf- 
wendungen vom Bund auf Antrag erstattet. 

§ 2 

Kündigungsschutz für Arbeitnehmer 

(1) unverändert 

(2) Vor und nach dem Wehrdienst darf der 
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis aus Anlaß 
des Wehrdienstes nicht kündigen. Muß er aus 
dringenden betrieblichen Erfordernissen (§ 1 
Abs. 2 des Kündigungsschutzgesetzes) Arbeit- 
nehmer entlassen, so darf er bei der Auswahl 
der zu Entlassenden die Einberufung eines 
Arbeitnehmers zum Wehrdienst nicht zu des- 
sen Ungunsten berücksichtigen. Kündigt er 
vor dem Wehrdienst, nachdem er von der 
Einberufung Kenntnis erhalten hat, so wird 
vermutet, daß die Kündigung aus Anlaß des 
Wehrdienstes ausgesprochen und, sofern aus 
dringenden betrieblichen Erfordernissen Ent- 
lassungen erfolgen, bei der Auswahl des Ar- 
beitnehmers seine Einberufung zum Wehr- 
dienst zu seinen Ungunsten berücksichtigt 
worden ist. 

(3) unverändert 
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Entwurf 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

der Entlassung aus dem Wehrdienst ausge- 
sprochen werden. 


(4) Geht dem Arbeitnehmer nach der Ein- 
berufung oder während des Wehrdienstes 
eine Kündigung zu, so beginnt die Frist des 

S 3 Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes erst 
zwei Wochen nach Ende des Wehrdienstes. 

(4) unverändert 

§ 3 

§ 3 

Wohnraum und Sachbezüge 

unverändert 

(1) Das Ruhen des Arbeitsverhältnisses (§ 1 

Abs. 1) läßt eine Verpflichtung zum Über- 
lassen von Wohnraum unberührt. 


(2) Für die Auflösung eines Mietverhält- 
nisses über Wohnraum, der mit Rücksicht auf 
das Arbeltsverhäknis zur Unterbringung des 
Arbeitnehmers und seiner Familie überlassen 
ist, darf die durch den Grundwehrdienst oder 
eine Wehrübung veranlaßte Abwesenheit des 
Arbeitnehmers nicht zu seinem Nachteil be- 
rücksichtigt werden. Dies gilt entsprechend 
für alleinstehende Arbeitnehmer, die den 
Wohnraum während ihrer Abwesenheit aus 
besonderen Gründen benötigen. 


(3) Bildet die Überlassung des Wohnraums 
einen Teil des Arbeitsentgelts, so hat der Ar- 
beitnehmer für die Weitergewährung an den 
Arbeitgeber eine Entschädigung zu zahlen, 
die diesem Teil des Arbeitsentgelts entspricht. 

Ist kein bestimmter Betrag vereinbart, so hat 
der Arbeitnehmer eine angemessene Entschä- 
digung zu zahlen. 


(4) Sachbezüge sind während des Grund- 
wehrdienstes oder während einer Wehrübung 
auf Verlangen weiterzugewähren. Absatz 3 
gilt sinngemäß. 


§ 4 

S 4 

Erholungsurlaub 

Erholungsurlaub 

(1) Der Arbeitgeber kann den Erholungs- 
urlaub, der dem Arbeitnehmer für ein Ur- 
laubsjahr aus dem Arbeitsverhältnis zusteht, 
für jeden vollen Kalendermonat, den der Ar- 
beitnehmer Wehrdienst leistet, um ein Zwölf- 
te! kürzen. 

(1) Der Arbeitgeber kann den Erholungs- 
urlaub, der dem Arbeitnehmer für ein Ur- 
laubsjahr aus dem Arbeitsverhältnis zusteht, 
für jeden vollen Kalendermonat, den der Ar- 
beitnehmer Grundwehrdienst leistet, um ein 
Zwölftel kürzen. Dem Arbeitnehmer ist der 
ihm zustehende Erholungsurlaub auf Verlan- 
gen vor Beginn des Grundwehrdienstes zu 
gewähren. 

(2) Hat der Arbeitnehmer den ihm zuste- 
henden Urlaub vor seiner Einberufung nicht 
oder nicht vollständig erhalten, so hat der 
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Entwurf 

Arbeitgeber den Resturlaub nadi dem Grund- 
wehrdienst im laufenden oder im nächsten 
Urlaubsjahr zu gewähren. 

(3) Endet das Arbeitsverhältnis während 
des Grundwehrdienstes oder setzt der Arbeit- 
nehmer Im Anschluß an den Grundwehr- 
dienst das Arbeitsverhältnis nicht fort, so hat 
der Arbeitgeber den noch nicht gewährten 
Urlaub abzugelten. 

(4) Hat der Arbeitnehmer vor seiner Ein- 
berufung mehr Urlaub erhalten als Ihm nach 
Absatz 1 Zustand, so kann der Arbeitgeber 
den Urlaub, der dem Arbeitnehmer nach sei- 
ner Entlassung aus dem Wehrdienst zusteht, 
um die zuviel gewährten Urlaubstage kürzen. 

(5) Wird ein Arbeitnehmer zu einer Wehr- 
übung einberufen, so hat der Arbeitgeber den 
Erholungsurlaub voll zu gewähren. 

(6) Für die Zeit des Grundwehrdienstes 
richtet sich der Urlaub nach den Urlaubsvor- 
schriften für Soldaten. 

§ 5 

Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenen- 
versorgung 

(1) Eine bestehende Versicherung in der 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung für Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst wird durch Einberufung zum Grund- 
wehrdienst oder zu einer Wehrübung nicht 
berührt. Dies gilt auch, wenn die zusätzliche 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung durch 
Überversicherung (Höherversicherung) oder 
auf andere Weise gewährt wird. 

(2) Der Arbeitgeber hat während des Wehr- 
dienstes die Beiträge (Arbeitgeber- und Ar- 
beitnehmeranteil) weiterzuentrichten, und 
zwar In der Höhe, In der sie zu entrichten ge- 
wesen wären, wenn das Arbeitsverhältnis aus 
Anlaß der Einberufung des Arbeitnehmers 
nicht ruhen würde. Nach Ende des Wehr- 
dienstes meldet der Arbeitgeber die auf die 
Zeit des Wehrdienstes entfallenden Beiträge 
beim Bundesminister für Verteidigung oder 
der von ihm bestimmten Stelle zur Erstat- 
tung an. 

(3) Für Arbeitnehmer, die einer Pensions- 
kasse angehören oder als Leistungsempfänger 
einer anderen Einrichtung oder Form der be- 
trieblichen oder überbetrieblichen Alters- und 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(3) unverändert 


(4) Hat der Arbeitnehmer vor seiner Ein- 
berufung mehr Urlaub erhalten als ihm nach 
Absatz 1 Zustand, so kann der Arbeitgeber 
den Urlaub, der dem Arbeitnehmer nach sei- 
ner Entlassung aus dem Grundwehrdienst zu- 
steht, um die zuviel gewährten Urlaubstage 
kürzen. 

(5) Wird ein Arbeitnehmer zu einer Wehr- 
übung einberufen, so hat der Arbeitgeber den 
Erholungsurlaub voll zu gewähren. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(6) unverändert 


§ 5 

Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenen- 
versorgung 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Hinterbllebenenversorgung in Betracht kom- 
men, gelten Absatz 1 und 2 sinngemäß. 

(4) Die Vorschriften über die Beitrags- 
erstattung gelten nidit bei Wehrübungen bis 
zu einer Woche. 

(5) Die Bundesregierung regelt durch Rechts- 
verordnung das Erstattungsverfahren sowie 
das Nähere hinsichtlich der betrieblichen oder 
überbetrieblichen Alters- und Hinterbliebe- 
nenversorgung; In ihr kann bestimmt wer- 
den, welche Einrichtungen als betriebliche 
oder überbetriebliche Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung im Sinne dieses Gesetzes an- 
zusehen sind. Die Rechtsverordnung bedarf 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(4) unverändert 


(5) Die Bundesregierung regelt durch Rechts- 
verordnung das Erstattungsverfahren sowie 
das Nähere hinsichtlich der betrieblichen oder 
überbetrieblichen Alters- und Hinterbliebe- 
nenversorgung; in ihr kann bestimmt wer- 
den, welche Einrichtungen als betriebliche 
oder überbetriebliche Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung im Sinne dieses Gesetzes an- 
zusehen sind. 


§ 6 


Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses 

(1) Nimmt der Arbeitnehmer im Anschluß 
an den Grundwehrdienst oder im Anschluß 
an eine Wehrübung in seinem bisherigen Be- 
trieb die Arbeit wieder auf, so darf ihm aus 
der Abwesenheit, die durch den Wehrdienst 
veranlaßt war, in beruflicher und betriebli- 
cher Hinsicht kein Nachteil entstehen. 


(2) Die Zeit des Grundwehrdienstes oder 
einer Wehrübung wird auf die Berufs- und 
Betriebszugehörigkeit angerechnet; bei Lehr- 
lingen und sonstigen in Berufsausbildung Be- 
schäftigten wird die Wehrdienstzeit auf die 
Berufszugehörigkeit jedoch erst nach Ab- 
schluß der Ausbildung angerechnet. Bei Ar- 
beitnehmern im öffentlichen Dienst gilt die 
Zeit des Grundwehrdienstes oder einer Wehr- 
übung als Dienst- und Beschäftigungszeit im 
Sinne der Tarifordnungen und Tarifverträge 
des öffentlichen Dienstes. 


(3) Auf Probe- und Ausbildungszeiten wird 
die Zeit des Grundwehrdienstes oder einer 
Wehrübung nicht angeredinet. 


§ 7 

Vorschriften für in Heimarbeit Beschäftigte 

(1) Für in Heimarbeit Beschäftigte, die den 
Kündigungsschutz des § 29 des Heimarbeits- 
gesetzes genießen, gelten die §§ 1 bis 3 sowie 
§ 6 Abs. 2 sinngemäß. 

(2) Vor und nach dem Wehrdienst dürfen 
In Heimarbeit Beschäftigte aus Anlaß des 
Wehrdienstes bei der Ausgabe von Heim- 
arbeit im Vergleich zu den anderen in Heim- 


§ 6 


unverändert 


§ 7 

Vorschriften für In Heimarbeit Beschäftigte 

(1) Für in Heimarbeit Beschäftigte, die 
ihren Lebensunterhalt überwiegend aus der 
Heimarbeit beziehen, gelten die §§ 1 bis 4 
sowie § 6 Abs. 2 sinngemäß. 

(2) Vor und nach dem Wehrdienst dürfen 
In Heimarbeit Beschäftigte aus Anlaß des 
Wehrdienstes bei der Ausgabe von Heim- 
arbeit im Vergleich zu den anderen in Heim- 
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Entwurf 

arbeit Beschäftigten des gleichen Auftragge- 
bers oder Zwischenmeisters nldit benachtei- 
ligt werden; andernfalls haben sie Anspruch 
auf das dadurch entgangene Entgelt. Der Be- 
rechnung des entgangenen Entgelts ist das 
Entgelt zugrunde zu legen, das der in Heim- 
arbeit Beschäftigte im Durchschnitt der letz- 
ten dreizehn Wochen vor der Einberufung 
zum W ehrdienst erzielt hat. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

arbeit Beschäftigten des gleichen Auftragge- 
bers oder Zwischenmeisters nicht benachtei- 
ligt werden; andernfalls haben sie Anspruch 
auf das dadurch entgangene Entgelt. Der Be- 
rechnung des entgangenen Entgelts ist das 
Entgelt zugrunde zu legen, das der In Heim- 
arbeit Besdiäftigte Im Durchschnitt der letz- 
ten zweiundfünfzig Wochen vor der Vorlage 
des Einberufungsbescheides beim Auftrag- 
geber oder Zwischenmeister erzielt hat. 


§ 8 


Vorschriften für Handelsvertreter 


S 8 


Vorschriften für Handelsvertreter 


(1) Das Vertragsverhältnis zwischen einem 
Handelsvertreter und einem Unternehmer 
wird durch Einberufung des Handelsvertre- 
ters zum Grundwehrdienst oder zu einer 
W ehr dienst Übung nicht gelost. 

(2) Der Handelsvertreter hat den Einberu- 
fungsbescheid unverzüglich den Unterneh- 
mern vorzulegen, mit denen er ln einem Ver- 
tragsverhältnis steht. 


(3) Ein befristetes Vertragsverhältnis wird 
durch Einberufung zum Grundwehrdienst 
oder zu einer Wehrübung nicht verlängert; 
das gleiche gilt, wenn ein Vertragsverhältnis 
aus anderen Gründen während des Wehrdien- 
stes geendet hätte. 

(4) Der Unternehmer darf das Vertragsver- 
hältnis aus Anlaß der Einberufung des Han- 
delsvertreters zum Grundwehrdienst oder zu 
einer Wehrübung nicht kündigen. 

(5) Ist dem Handelsvertreter ein bestimm- 
ter Bezirk oder ein bestimmter Kundenkreis 
zugewiesen und kann er während des Grund- 
wehrdienstes oder während einer Wehrübung 
seine Vertragspflichten nicht ln dem notwen- 
digen Umfange erfüllen, so kann der Unter- 
nehmer aus diesem Grunde erforderliche Auf- 
wendungen von dem Handelsvertreter ersetzt 
verlangen. Zu ersetzen sind nur die Aufwen- 
dungen, die dem Unternehmer dadurch ent- 
stehen, daß er die dem Handelsvertreter ob- 
liegende Tätigkeit selbst ausübt oder durch 
Angestellte oder durch andere Handelsver- 
treter ausüben läßt; soweit der Unternehmer 
selbst die Tätigkeit ausübt, kann er nur die 


(1) Das Vertragsverhältnis zwischen einem 
Handelsvertreter und einem Unternehmer 
v/Ird durch Einberufung des Handelsvertre- 
ters zum Grundwehrdienst oder zu einer 
Wehrübung nicht gelöst. 

(2) Der Handelsvertreter hat den Einberu- 
fungsbescheid unverzüglich den Unterneh- 
mern vorzulegen, mit denen er in einem Ver- 
tragsverhältnis steht. Verpflichtet sich der 
Handelsvertreter während des Wehrdienstes, 
verlängerten Grundwehrdienst zu leisten, so 
hat er dies unverzüglidi den Unternehmern, 
mit denen er in einem Vertragsverhältnis 
steht, mitzuteilen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


7 



Entwurf 

aufgewendeten Reisekosten ersetzt verlangen. 
Die Aufwendungen sind nur bis zur Höhe 
der Vergütung des Handelsvertreters zu er- 
setzen; sie können mit ihr verrechnet werden. 

(6) Der Unternehmer Ist, auch wenn der 
Handelsvertreter zum Alleinvertreter bestellt 
Ist, während des Grundwehrdienstes oder 
einer Wehrübung des Handelsvertreters be- 
rechtigt, selbst oder durch Angestellte oder 
durch andere Handelsvertreter sich um die 
Vermittlung oder den Abschluß von Geschäf- 
ten zu bemühen. 

S 9 

Vorschriften für Beamte und Richter 

(1) Wird ein Beamter oder Richter zum 
Grundwehrdienst oder zu einer Wehrübung 
einberufen, so ist er für die Dauer des Grund- 
wehrdienstes ohne Dienstbezüge oder Unter- 
haltszusdiuß, für die Dauer einer Wehrübung 
mit Dienstbezügen oder Unterhaltszuschuß 
beurlaubt. 

(2) Der Beamte oder Richter hat den 
Einberufungsbescheid unverzüglich seinem 
Dienstvorgesetzten vorzulegen. 


(3) Dienstverhältnisse auf Zeit werden 
durch Einberufung zum Grundwehrdienst 
oder zu einer Wehrübung nicht verlängert. 

(4) Der Beamte oder Richter darf aus An- 
laß der Einberufung zum Grundwehrdienst 
oder zu einer Wehrübung nicht entlassen 
werden. 


(5) Dem Beamten oder Richter dürfen aus 
der Abwesenheit, die durch den Wehrdienst 
veranlaßt war, keine dienstlichen Nachteile 
entstehen. 

(6) Der Vorbereitungsdienst sowie Probe- 
zeiten und außerplanmäßige Dienstzeiten 
werden um die Zeit des Grundwehrdienstes 
verlängert. Die Verzögerungen, die sich dar- 
aus für den Beginn des Diätendienstalters und 
im Falle der unmittelbaren Anstellung für 
den Beginn des Besoldungsdienstalters erge- 
ben, sind auszugleichen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(6) unverändert 


S 9 

Vorschriften für Beamte und Richter 
(1) unverändert 


(2) Der Beamte oder Richter hat den 
Einberufungsbescheid unverzüglich seinem 
Dienstvorgesetzten vorzulegen. Verpflichtet 
sich der Beamte oder Richter während des 
Wehrdienstes, verlängerten Grundwehrdienst 
zu leisten, so hat er dies unverzüglich sei- 
nem Dienstvorgesetzten mitzuteilen. 

(3) unverändert 


(4) Der Beamte oder Richter darf aus An- 
laß der Einberufung zum Grundwehrdienst 
oder zu einer Wehrübung nicht entlassen 
werden. Vorschriften, nach denen ein Be- 
amter oder Richter entlassen ist, wenn er 
zum Soldaten auf Zeit ernannt wird, finden 
beim verlängerten Grundwehrdienst keine 
Anwendung. 

(5) unverändert 


(6) Der Vorbereitungsdienst und Probe- 
zeiten werden um die Zeit des Grundwehr- 
dienstes verlängert. Das gleiche gilt bei 
Wehrübungen während des Vorbereitungs- 
dienstes, soweit sie sechs Wochen im Jahr 
überschreiten. Die Verzögerungen, die sich 
daraus für den Beginn des Diätendienstalters 
und im Falle der unmittelbaren Anstellung 
für den Beginn des Besoldungsdienstalters 
ergeben, sind auszugleichen. 
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(7) § 4 gilt für Beamte und Richter ent- 
sprechend. 

§ 10 

Freiwillige Wehrübungen 

Für freiwillige Wehrübungen, die in einem 
Kalenderjahr zusammen nicht länger als vier 
Wochen dauern, gelten die §§ 1 bis 3, § 4 
Abs. 5 sowie die §§ 5 bis 9 entsprechend. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(7) § 4 Abs. 1, 2 und 4 bis 6 gelten für Be- 
amte und Richter entsprechend. 

§ 10 

Anschlußübungen und freiwillige 
Wehrübungen 

Für Wehrübungen von drei Monaten, die 
freiwillig im Anschluß an den vollen oder 
verkürzten Grundwehrdienst geleistet wer- 
den und für freiwillige Wehrübungen, die 
in einem Kalenderjahr zusammen nicht län- 
ger als sechs Wochen dauern, gelten die §§ 1 
bis 3, § 4 Abs. 5 sowie die §§ 5 bis 9 ent- 
sprechend. 


§ 11 

Anrechnung der Wehrdienstzeit und der Zeit 
einer Berufsförderung bei Einstellung 
entlassener Soldaten 

(1) Wird ein entlassener Soldat im An- 
schluß an den Grundwehrdienst oder an eine 
Wehrübung als Arbeitnehmer eingestellt, gilt 
§ 6 Abs. 2 und 3, wenn er sechs Monate lang 
dem Betrieb oder der Verwaltung angehört 
hat. Ist dem Soldaten infolge einer Wehr- 
dienstbeschädigung nach Entlassung aus der 
Bundeswehr auf Grund des Soldatenversor- 
gungsgesetzes Berufsumschulung oder Berufs- 
fortbildung gewährt worden, so wird auch 
die hierfür erforderliche Zeit auf die Berufs- 
und Betriebszugehörigkeit oder als Diensc- 
und Beschäftigungszeit angerechnet. 

(2) Die Besoldungsgesetze regeln unter Be- 
rüÄsiditigung des § 9 Abs. 5 die Anrechnung 
der Wehrdienstzeit auf das Besoldungsdienst- 
alter für entlassene Soldaten, die nach dem 
Grundwehrdienst oder nach einerWehrübung 
als Beamter oder Richter eingestellt werden. 


§ 11 

Anrechnung der Wehrdienstzeit und der Zeit 
einer Berufsförderung bei Einstellung 
entlassener Soldaten 

(1) Wird ein entlassener Soldat im An- 
schluß an den Grundwehrdienst oder an eine 
Wehrübung als Arbeitnehmer eingestellt, gilt 
5 6 Abs. 2 und 3, nachdem er sechs Monate 
lang dem Betrieb oder der Verwaltung ange- 
hört. Ist dem Soldaten infolge einer Wehr- 
dienstbeschädigung nach Entlassung aus der 
Bundeswehr auf Grund des Soldatenversor- 
gungsgesetzes Berufsumschulung oder Berufs- 
fortbildung gewährt worden, so wird auch 
die hierfür erforderliche Zeit auf die Berufs- 
und Betriebszugehörigkeit oder als Dienst- 
und Beschäftigungszeit angerechnet. 

(2) unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

Meldung bei den Erfassungsbehörden 
und Wehrersatzbehörden 

§ 12 

Weiterzahlung des Arbeitsentgelts 

(1) Muß sich ein Arbeitnehmer auf Grund 
der Wehrpflicht bei den Erfassungsbehörden 
oder den Wehrersatzbehörden persönlich mel- 


ZWEITER ABSCHNITT 

Meldung bei den Erfassungsbehörden 
und Wehrersatzbehörden 

S 12 

Weiterzahlung des Arbeitsentgelts 
(1) unverändert 
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den oder vorstellen, so hat der Arbeitgeber 
für die ausfallende Arbeitszeit das Arbeitsent- 
gelt weiterzuzahlen. 

(2) Der Arbeitnehmer hat die Ladung un- 
verzüglich seinem Arbeitgeber vorzulegen. 

(3) Absatz 2 gilt für Beamte und Richter 
sinngemäß. 


DRITTER ABSCHNITT 

Eingliederung entlassener Soldaten auf Zeit 

und Berufssoldaten in einen Zivilberuf 

§ 

Personenkreis 

Soldaten auf 2eity die Anspruch auf Dienst- 
zeitversorgung haben, sowie Berufssoldaten, 
deren Dienstverhältnis wegen Dienstunfähig- 
keit endet, wird nach ihrem Ausscheiden aus 
dem Wehrdienst die Eingliederung in einen 
Zivilberuf nach den folgenden Vorschriften 
erleichtert. 

§ 14 

Eingliederung in einen Zivilberuf 

(1) Dem entlassenen Soldaten wird inner- 
halb der Berufsförderung der Bundeswehr 
die notwendige Hilfe geleistet, bis er einen 
seiner Ausbildung entsprechenden Arbeits- 
platz erlangt hat. Es sind rechtzeitig alle Maß- 
nahmen zu treffen, die eine Arbeitsaufnahme 
im Anschluß an die Berufsausbildung oder 
Entlassung sicherstellen. Für Soldaten, die 
ihre volle berufliche Leistungsfähigkeit erst 
nach einer Einarb eit ungs zeit erlangen kön- 
nen, kann ein Anlernzuschuß gewährt wer- 
den. Der Bundesminister für V erteidigung er- 
läßt im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Arbeit und dem Bundesminister der 
Finanzen Richtlinien über Höhe und Dauer 
des Anlernzuschusses. 

(2) Die Vermittlung in freie Arbeitsplätze 
obliegt der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung; dabei ist 
die von der Bundeswehr gewährte Berufsför- 
derung zu berücksichtigen, f 8 Abs. 4 des Sol- 
datenversorgungsgesetzes bleibt unberührt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(2) unverändert 

(3) entfällt 


DRITTER ABSCHNITT 

Eingliederung entlassener Soldaten auf Zeit 
und Berufssoldaten in einen Zivilberuf 

§ 13 

entfällt 


§ 14 

entfällt 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ § 15 

Anrechnung der Zeit der Berufsförderung entfällt 

und der Wehrdienstzeit bei Arbeitnehmern 

(1) Die Zeit einer fachlichen Ausbildung 
oder Weiterbildung für einen Zivilberuf auf 
Grund des Soldatenversorgungsgesetzes wird 
auf die Berufszugehörigkeit angerechnet, 
wenn der ehemalige Soldat im Anschluß an 
die Berufsförderung in dem erlernten oder 
einem vergleichbaren Beruf tätig wird. Eine 
vorübergehende berufsfremde Beschäftigung 
bleibt außer Betracht. 

(2) Die Zeit des Grundwehrdienstes wird 
auf die Berufszugehörigkeit auch dann ange- 
rechnet, wenn der Grundwehrdienst durch 
freiwilligen Wehrdienst abgeleistet worden 
ist. Im übrigen werden W ehrdienstzeiten zur 
Hälfte angerechnet, es sei denn, daß sie als 
Zeiten der Berufsförderung nach Absatz 1 
voll zu berücksichtigen sind. 

(3) Die Zeiten der Berufsförderung und des 
Wehrdienstes werden nach den Absätzen 1 
und 2 auch auf die Betriebszugehörigkeit an- 
gerechnet, wenn der ehemalige Soldat nach 
Entlassung aus der Bundeswehr sechs Monate 
lang dem Betrieb angehört hat. 

(4) Bei Arbeitnehmern im öffentlichen 
Dienst werden Zeiten der Berufsförderung 
und des Wehrdienstes nach Maßgabe der Ab- 
sätze 1 und 2 auf die Dienst- und Beschäf- 
tigungszeit angerechnet, wenn der ehemalige 
Soldat nach Entlassung aus der Bundeswehr 
sechs Monate lang im öffentlichen Dienst be- 
schäftigt war. 

(5) Auf Probe- und Ausbildungszeiten so- 
wie auf W artezeiten für den Erwerb des Ur- 
laub s ans pruchs werden W ehrdienstzeiten und 
Zeiten der Berufsförderung nicht ange- 
rechnet. 


VIERTER ABSCHNITT 

Krankenversicherung und Arbeitslosen- 
versicherung 

§ 16 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt ergänzt: 


VIERTER ABSCHNITT 

Krankenversicherung und Arbeitslosen- 
versicherung 

§ 16 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt ergänzt: 
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Nadi § 209 wird folgender § 209 a einge- 
fügt: 

4 209 a 

(1) Durch die Einberufung eines Wehr- 
pflichtigen zum Grundwehrdienst oder zu 
einer Wehrübung wird eine bestehende Ver- 
sicherung bei einer gesetzlichen Krankenkasse 
oder einer Ersatzkasse nicht berührt, jedoch 
ruht für die Dauer des Wehrdienstes die Ver- 
sidiertenkrankenhilfe. 

(2) Für die Berechnung des Sterbegeldes 
und von Barleistungen für die Familienhilfe 
ist der letzte Grundlohn des Versidierten vor 
der Einberufung maßgebend. 

(3) Für die Zeit des Grundwehrdienstes 
oder einer Wehrübung zahlt der Bund den 
Trägern der Krankenversicherung ein Drittel 
des Beitrages, der zuletzt vor der Einberu- 
fung zum Wehrdienst zu entrichten war. 

(4) Bei Arbeitnehmern hat der Arbeitgeber, 
bei Arbeitslosen hat das Arbeitsamt Beginn 
und Ende des Grundwehrdienstes oder einer 
Wehrübung der zuständigen Krankenkasse 
unverzüglich zu melden. Freiwillig Versicher- 
te, die in keinem Arbeitsverhältnis stehen, 
haben diese Meldung selbst zu erstatten." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Nach § 209 wird folgender § 209 a einge- 
fügt: 

„§ 209 a 

(1) Grundwehrdienst oder Wehrübungen 
berühren eine bestehende Versicherung bei 
einer gesetzlichen Krankenkasse oder einer 
Ersatzkasse nicht, jedoch ruht für die Dauer 
des Wehrdienstes die Versichertenkranken - 
hilfe. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


S 17 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vom 23. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1018) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 


§ 17 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vom 23. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1018) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 


1. § 69 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a)Als neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für den Fall der Arbeitslosigkeit 
sind Arbeitnehmer und zu ihrer Be- 
rufsausbildung Besdiäftigte während des 
Grundwehrdienstes oder einer Wehr- 
übung von mehr als einer Woche versi- 
chert, die unmittelbar vor Dienstantritt 
krankenversicherungspflichtig oder nur 
wegen der Höhe des Jahresarbeitsver- 
dienstes oder auf Grund einer zwischeyi- 
staatlichen Vereinbarung oder der Aus- 


1 . § 69 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) Als neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für den Fall der Arbeitslosigkeit 
sind Arbeitnehmer sowie die zu ihrer 
Berufsausbildung Beschäftigten während 
des Grundwehrdienstes oder einer 
Wehrübung von mehr als einer Woche 
versichert, die unmittelbar vor Dienst- 
antritt 

!• versichert waren oder ungeachtet der 
§§ 70 bis 75 c und des § 208 Abs. 4 
versichert gewesen sein würden oder 


12 



Entwurf 

Übung einer Beschäftigung außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes kran- 
^erzversicherungsfrei waren oder keine 
Beschäftigung ausgeübt haben.'' 

b)Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

2. In § 105 Abs. 4 Nr. 4 werden nach den 
Worten „für die Zeit“ die Worte „einer 
Versicherung nach § 69 A,bs. 2 und“ einge- 
fügt. 

3. In § 143 wird als neuer Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Beiträge für eine Versicherung 
nach S 69 Abs. 2 trägt der Bund.“ 

4. § 145 Abs. 1 wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

a) In Nummer 2 wird der Punkt am Schluß 
durch ein Semikolon ersetzt. 

b) Als neue Nummer 3 wird angefügt: 

„3. soweit die Versicherung auf § 69 Abs. 
2 beruht, an die Bundesanstalt.“ 

5. § 146 erhält folgende Fassung: 

„§ 146 

Über die Einziehung und Abführung der 
Beiträge sowie über deren Verwaltung und 
Abrechnung durch die Einzugsstellen er- 
läßt der Bundesminister für Arbeit im Falle 
des § 145 Abs. 1 Nr. 1 und 2 durch Rechts- 
verordnung Vorschriften nach Anhörung 
des Verwaltungsrates und der Bundesver- 
bände der Krankenkassen, im Falle des 
§ 145 Abs. 1 Nr. 3 im Benehmen mit dem 
Bundesminister für Verteidigung.“ 

6. § 150 Abs. 2 wird wie folgt geändert und 
ergänzt; 

a) In Nummer 1 werden nach den Wor- 
ten „für die“ die Worte „nach § 69 Abs. 
1“ eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden nach den Wor- 
ten „für die übrigen“ die Worte „nach 
§ 69 Abs. 1“ eingefügt; der Punkt am 
Schluß wird durch ein Semikolon ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. nur wegen der Ausübung einer Be- 
schäftigung außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes versicherungs- 
frei waren oder 

3. arbeitslos waren.“ 

b)Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 145 Abs. 1 wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

a) In Nummer 2 wird der Punkt am Schluß 
durch einen Strichpunkt ersetzt. 

b) unverändert 


5. unverändert 


6. § 150 Abs. 2 wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

a) unverändert 


b)In Nummer 2 werden nach den Wor- 
ten „für die übrigen“ die Worte „nach 
§ 69 Abs. 1“ eingefügt; der Punkt am 
Schluß wird durch einen Strichpunkt 
ersetzt. 
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c) Als neue Nummer 3 wird angefügt: 

„3. für die nach § 69 Abs. 2 Versicherten 
nach dem doppelten durchschnittli- 
chen Arbeitslosengeld aller Bezieher 
von Arbeitslosengeld in dem der Ein- 
berufung vorangegangenen Kalender- 
jahr. Der Bundesminister für Arbeit 
kann im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen und dem 
Bundesminister für Verteidigung 
durch Rechtsverordnung eine Pau- 
schalberechnung für einen Gesamt- 
beitrag des Bundes anordnen. Er kann 
dabei die geschätzte Durchschnitts- 
zahl der nach § 69 Abs. 2 Versicher- 
ten sowie die Besonderheiten berück- 
sichtigen, die sich aus der Zusammen- 
setzung dieses Personenkreises hin- 
sichtlich der Bemessungsgrundlage für 
Arbeitslosengeld ergeben,“ 

7. Als neuer § 205 wird eingefügt: 

„§ 205 

Zeiten einer Versicherung nach § 69 Abs. 
2 stehen Zelten einer versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung im Sinne dieses Ge- 
setzes gleich.“ 

8. In § 219 b wird nach „§ 144,“ eingefügt 
„§ 150 Abs. 2 Nr. 3,“. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 18 

Arbeitnehmerbegriff 

Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes 
sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu 
ihrer Berufsausbildung Beschäftigten. 


§ 19 

Inkrafttreten, Anwendung früherer Vor- 
schriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft; § 12 tritt am 15. 
Oktober 1956 in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
c) unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 18 

Begriffsbestimmungen 

(1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes 
sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu 
ihrer Berufsausbildung Beschäftigten. 

(2) Grundwehrdienst im Sinne dieses Ge- 
setzes ist der verkürzte, der volle und der 
verlängerte Grundwehrdienst. 

§ 19 

Inkrafttreten, Anwendung früherer Vor- 
schriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft; § 12 tritt mit 
Wirkung vom 15. Oktober 1956 in Kraft. 
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(2) Frühere Bestimmungen über den Ein- 
fluß des Wehrdienstes auf Arbeitsverhältnisse 
und Beamtenverhältnisse und die Eingliede- 
rung entlassener Soldaten in einen Zivilberuf 
sind bei Einberufung zur Bundeswehr nicht 
anzuwenden. 

(3) Das Eignungsübungsgesetz vom 20. Ja- 
nuar 1956 (Bundesgesetzbl. IS. 13) bleibt un- 
berührt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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